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Vorwort 

Auf Erich Kästner ist die Formulierung "Es gibt nichts Gutes - außer man 
tut es" zurückzuführen, die sinngemäß übertragen für das Umweltrecht be-
deutet, daß dieses nur dann wirklich effektiv ist, wenn die bestebenden Vor-
schriften in der Rechtspraxis auch angewandt werden. Die schönsten Umwelt-
scbutznonnen und -Standards laufen ins Leere, wenn sie keine Realisierung in 
der Verwaltungspraxis finden. 

Deshalb soll mit der vorliegenden Arbeit der Versuch unternommen wer-
den, die parallel nebeneinander erforderlichen Gestaltungsverfahren der was-
serrechtlieben Erlaubnis und der immissionsschutzrechtlieben Genehmigung 
sowohl in materiell- als auch in formell-rechtlieber Hinsiebt voneinander ab-
zugrenzen. Sowohl auf Behörden- als auch auf Belreiberseite besteht vielfach 
Unklarheit darüber, was in welchem Verfahren und mit Bindungswirkung für 
wen geprüft und entschieden wird. Deutlich soll werden, daß das bestehende 
Recht entgegen einer verbreiteten pessimistischen Grundhaltung durchaus ef-
fektives Verwaltungshandeln ermöglicht, das bei entsprechender Anwendung 
sowohl den Interessen von Ökonomie als auch denen von Ökologie gerecht 
werden kann. 

Wenn vorliegend parallele Gestaltungsverfahren untersucht werden, so sei 
damit auch ein Beitrag dazu geleistet, mit dem Aufzeigen der Praktikabilität 
von Arbeitsteilung und Spezialisierung durch die Beteiligung verschiedener 
Behörden warnend die Stimme vor der Gefahr immer weiter um sich greifen-
der Kompetenzkonzentrationen bei "übergeordneten" Stellen zu erheben. Eine 
Rückbesinnung in diesem Bereich auf das bewährte - auch hier im übertrage-
nen Sinne anwendbare - Subsidiaritätsprinzip und damit ein Ermöglichen von 
Verwaltungsentscheidungen auf möglichst unterer Ebene durch kompetente 
Stellen täte gut. 

Besonderen Dank schulde ich Herrn Professor Dr. Jürgen Salzwedel, der 
diese Arbeit von der Themenwahl bis zur Fertigstellung betreut und mich mit 
wertvollen Hinweisen unterstützt hat. Mein Dank gilt ferner der Konrad-
Adenauer-Stiftung, die die Erstellung dieser Arbeit durch ein Promotionssti-
pendium gefördert hat. Schließlich bin ich den Vertretern nordrhein-westfäli-
scher Umweltbehörden und Unternehmen, die mir die untersuchte Problema-
tik in oft stundenlangen Gesprächen aus der Sicht des Praktikers geschildert 
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haben, zu Dank verpflichtet. Dank Herrn Professor Dr. Wolfgang Löwer für 
die Erstellung des Zweitgutachtens und Herrn Professor Dr. Michael Kloep-
fer, der die Arbeit in die von ihm herausgegebene Reihe "Schriften zum Um-
weltrecht" aufgenommen hat. 

Die Arbeit wäre nicht möglich geworden ohne die Unterstützung, die mir 
meine Eltern Ludwig und Gisela Kaster sowie mein Bruder Christoph bereits 
seit Beginn meiner Ausbildung haben zukommen lassen. 

Goch/Bonn, im März 1995 
Georg Kaster 
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A. Problemstellung und thematische Abgrenzung 

I. Parallelität von Gestattungsakten 

Die sich ausweitende Verrechtlichung von Lebenssachverhalten hat gerade 
im Bereich des Umweltrechts zur Folge, daß der Erlaß von Rechtsvorschriften 
immer häufiger verschiedene behördliche Gestaltungsakte für ein Vorhaben 
nebeneinander erfordert. Die zunehmende Zahl und Dichte von Rechtsvor-
schriften führt dazu, daß oft nur noch schwer nachzuvollziehen ist, welche 
Behörde entscheidungsbefugt ist, was nach welchen Maßstäben von welcher 
Behörde zu entscheiden ist und ob das Vorliegen eines behördlichen Gestal-
tungsaktes in irgendeiner Form Rechtswirkungen bezüglich daneben erforder-
licher Gestaltungsakte entfaltet 1• Die Problematik der Abgrenzung derartiger 
parallel erforderlicher behördlicher Gestaltungsakte wird - trotz einer Vielzahl 
von Abhandlungen - bisher immer noch als ungeklärt angesehen2. Deshalb 
wird die Ansicht vertreten, daß sie nicht grundsätzlich, sondern nur bereichs-
spezifisch für die jeweiligen Problemfelder zu lösen seP. 

In der vorliegenden Arbeit soll exemplarisch für die grundsätzliche Pro-
blematik paralleler Gestaltungsakte das Verhältnis der Genehmigung nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BimSchG) und der wasserrechtlichen 
Erlaubnis untersucht werden. Diese Thematik besitzt besondere Klärungsbe-
dürftigkeit aufgrund der Äußerungen des Bundesverwaltungsgerichtes im Be-
schluß vom 23.6.19894 im Anschluß an ein Urteil des Oberverwaltungsge-
richtes Münster5 zum Verhältnis des immissionsschutzrechtlichen Vorbe-
scheids und der wasserrechtlichen Erlaubnis. 

Vgl. Gieseke/Wiedemann!Czychowski. Vorwon zur fiinf1en Auflage. 
2 Erichsen, in: Erichsen/Marrens, S. 220 f.; Schmidt-Preuß. DVBI. 1991. 229. 
3 Erichsen. in: Erichsen/Marrens, S. 221. 
4 BVerwG, DÖV 1990, 208 = DVBI. 1990, 57 = ZfW 1990, 351. 
5 OVG NW, ZfW 1990, 346 = NWVBL 1990, 91. 
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II. Nebeneinander von immissionsschutzrechtlicher 
Genehmigung und wasserrechtlicher Erlaubnis 

Nach § 4 Abs. 1 S. 1 BimSchG bedürfen die Errichtung und der Betrieb 
besonders umweltbelastender Anlagen der Genehmigung. Diese Anlagenge-
nehmigung im immissionsschutzrechtlichen Verfahren schließt gemäß § 13 S. 
1 BimSchG andere, die Anlage betreffende behördliche Entscheidungen ein. 
Ausdrücklich ausgenommen von dieser Konzentrationswirkung des § 13 S. 1 
BimSchG werden jedoch wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen 
nach den §§ 7 und 8 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Der größte Teil 
der deutschen Industrie ist jedoch entweder von der Wasserentnahme aus 
oberirdischen Gewässern oder von Einleitungen in solche abhängig, so daß er 
für derartige Gewässerbenutzungen im Sinne des § 3 Abs. 1 WHG dem 
Erlaubnis- oder Bewilligungserfordernis des § 2 Abs. 1 WHG unterliegt. So 
setzte das verarbeitende Gewerbe im früheren Bundesgebiet beispielsweise im 
Jahre 1987 insgesamt 6 601 Millionen m3 Wasser ein, wovon 3 691 
Millionen m3 auf die chemische Industrie, 679 Millionen m3 auf die eisen-
schaffende Industrie und 264 Millionen m3 auf die Mineralölverarbeitung 
entfielen6. 

Die wasserrechtliche Bewilligung wird aus den nachfolgenden Betrachtun-
gen ausgeklammert, da sie nach§ 8 Abs. 2 S. 2 WHG weder für das Einbrin-
gen und Einleiten von Stoffen in Gewässer erteilt werden darf noch für Maß-
nahmen, die geeignet sind, schädliche Veränderungen der physikalischen, 
chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Wassers herbeizuführen. 
Der im Zusammenhang mit immissionsschutzrechtlichen Anlagengenehmi-
gungen relevante Bereich des Einleitens von in der Produktion verändertem 
Wasser fallt somit nicht in den Regelungsbereich der wasserrechtlichen Be-
willigung nach § 8 WHG, so daß sich die Untersuchungen auf die wasser-
rechtliche Erlaubnis nach § 7 WHG konzentrieren können. 

111. Abwasserbeseitigungspflicht 

Zu beachten ist dabei allerdings, daß die Pflicht zur Abwasserbeseitigung 
nach § 18 a Abs. 2 S. 1 WHG in erster Linie öffentlich-rechtliche Körper-
schaften trifft7. So bestimmt beispielsweise§ 53 Abs. 1 S. 1 LWG NW, daß 
grundsätzlich die Gemeinden das auf ihrem Gebiet anfallende Abwasser zil 
beseitigen und die dazu notwendigen Abwasseranlagen zu betreiben haben. 

6 Statistisches Bundesamt, Umwelt in Zahlen 1991/92. 
1 Engelhardt, ZfW 1980, 336. 
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Von diesem Grundsatz gibt es jedoch für unseren Untersuchungszusammen-
hang bedeutsame Ausnahmeregelungen: 

Nach §53 Abs. 4 LWG NW8 besteht die Möglichkeit einer Befreiung der 
Gemeinde von der Abwasserbeseitigungspflicht für Grundstücke im Außenbe-
reich und einer Übertragung dieser Pflicht auf den Nutzungsberechtigten. 
Voraussetzungen eines solchen Verwaltungsaktes der unteren Wasserbehörde 
sind zum einen das Nichtentgegenstehen des Wohls der Allgemeinheit hin-
sichtlich der gesonderten Abwasserbeseitigung und zum anderen, daß die 
Übernahme des Abwassers durch die Gemeinde entweder wegen technischer 
Schwierigkeiten oder wegen eines unverhältnismäßig hohen Aufwandes nicht 
angezeigt ist. Das ist beispielsweise dann der Fall, wenn das Reinigungsver-
mögen einer öffentlichen Kläranlage durch das Abwasser eines Gewerbebe-
triebes generell beeinträchtigt würde, ohne daß eine hinreichende Beseitigung 
der Schadstoffe durch dem Indirekteinleiter zulässig vorschreibbare Maßnah-
men, beispielsweise einer Vorbehandlungsanlage, möglich wäre9• 

Eine weitere Ausnahme hinsichtlich der gemeindlichen Abwasserbeseiti-
gungspflicht besteht nach nordrhein-westfälischem Landesrecht gemäß § 53 
Abs. 5 LWG NW, soweit das Abwasser aus gewerblichen Betrieben und an-
deren Anlagen zur gemeinsamen Fortleitung oder Behandlung in einer öffent-
lichen Abwasseranlage ungeeignet ist oder zweckmäßiger getrennt beseitigt 
wird. Die für die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis hinsichtlich der 
Einleitung zuständige Behörde kann in solchen Fällen die Gemeinde ganz 
oder teilweise von der Abwasserbeseitigungspflicht freistellen und diese wi-
derruflich auf den gewerblichen Betrieb oder den Anlagenbelreiber übertra-
gen. Es liegt auf der Hand, daß gerade aufgrund der zuletzt genannten Kon-
stellation eine Vielzahl von Betreibern immissionsschutzrechtlich genehmi-
gungspflichtiger Anlagen selbst abwasserbeseitigungspflichtig ist. Beachtung 
verdient dabei, daß in diesem Fall im Sinne der Verwaltungsökonomie nach 
§53 Abs. 5 LWG NW die gleiche Behörde zuständig ist, die auch die wasser-
rechtliche Einleiteerlaubnis zu erteilen hat, so daß beide Verwaltungsakte von 
einer Stelle erlassen werden können. 

Die Art des Ausschlusses von der öffentlichen Abwasserbeseitigungspflicht 
ist nicht in allen Bundesländern einheitlich geregelt. Je nach Landeswasserge-
setz kommen neben einer Einzelfallausnahmeentscheidung wie im dargestell-
ten nordrhein-westfälischen Recht auch ein Ausschluß durch Satzung mit be-

8 Zu dieser Vorschrift vgl. Nisipeanu, NWVBL 1992, 348 ff. 
9 Broschei, in: Wüsthoff/Kumpf, HDW, Bd. 4, D 711 E, §53 LWG NW Rdn. 15. 


